
NACHHALTIGKEITSSTRATEGIE NRW

EMPFEHLUNGEN DES FACHFORUMS NACHHALTIGKEIT AN DIE LANDESREGIERUNG 
ZUR ENTWICKLUNG EINER NACHHALTIGKEITSSTRATEGIE NRW

 NRW



HINTERGRUND

Die nordrhein-westfälische Landesregierung hat 
sich durch den Koalitionsvertrag 2012 zur 
Entwicklung einer Nachhaltigkeitsstrategie 

NRW bekannt, in der ökologische Verantwortung, 
ökonomische Vernunft und soziale Gerechtigkeit als 
handlungsleitende Prinzipien eng miteinander 
verknüpft werden sollen. Mit der Entwicklung einer 
Nachhaltigkeitsstrategie werden zudem eine 
Stärkung der lokalen Agenda-Prozesse und eine 
Nachhaltigkeitsberichterstattung verbunden. Eng 
verbunden mit der Nachhaltigkeitsstrategie ist 
ebenfalls die Umsetzung des Klimaschutzplans NRW.

Auf der Grundlage dieser positiven Rahmenbe-
dingungen hat die Landesarbeitsgemeinschaft Agenda 
21 NRW e.V. in Kooperation mit dem Institut für 
Kirche und Gesellschaft der EKvW, dem DGB NRW, 
der Verbraucherzentrale NRW, dem NABU NRW, dem 
BUND NRW, dem Amt für Mission, Ökumene und 
kirchliche Weltverantwortung der EKvW, dem Eine 
Welt Netz NRW, der Stiftung Umwelt und Entwick-
lung Nordrhein-Westfalen, der Natur- und Umwelt-
schutzakademie NRW, dem ADFC NRW, dem Institut 
für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH, 

dem Wissenschaftsladen Bonn und der Servicestelle 
Kommunen in der Einen Welt bei Engagement Global 
im April und September 2013 zwei Fachforen zur 
Positionierung von Verbänden und Kommunen zur 
strukturellen und inhaltlichen Entwicklung der 
landesweiten Nachhaltigkeitsstrategie durchgeführt. 
Als Ergebnis dieses intensiven Dialogprozesses, an 
dem sich über 150 Akteure aus Wissenschaft, 
Vereinen, Verbänden, Stiftungen, Gewerkschaften, 
Kirchen, Kommunen, Kreisen und zivilgesellschaft-
lichen Agenda 21 Prozessen beteiligt haben, wurden 
Empfehlungen an die Landesregierung zur Entwick-
lung der Nachhaltigkeitsstrategie erarbeitet, die 
nachfolgend vorgestellt werden. Aufgrund der 
Ausrichtung und Zusammensetzung der Fachforen 
sowie der begrenzten Zeit fokussieren sich die 
derzeitigen Empfehlungen auf Strukturfragen und 
ausgewählte Themenfelder. Im Folgeprozess sollten 
durch weitere Fachforen detaillierte Empfehlungen 
für weitere Bereiche erarbeitet werden.
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Grundsätze
Die Entwicklung der Nachhaltigkeitsstrategie NRW 
sollte in Kenntnis und auf der Grundlage der 
bestehenden sektoralen Strategien sowie der 
defi nierten Leitbilder des Agenda 21-Prozesses aus 
den Jahren 2002–2004 erfolgen. In ihren zentralen 
Zielsetzungen sollte die NRW-Strategie einen 
Transfer zu bestehenden Nachhaltigkeitsstrategien 
anderer Bundesländer und des Bundes oder auch der 
Europa 2020-Strategie ermöglichen und die 
speziellen Anforderungen des Landes NRW 
herausstellen. Mit dem Verständnis einer integrativen 
Nachhaltigkeitspolitik und somit einer querschnitts-
orientierten Zusammenarbeit der Ressorts sollten 
klare Schwerpunktthemen und Leitziele der 
Landesnachhaltigkeitsstrategie benannt werden. 
Bedeutend ist, dass die Nachhaltigkeitsstrategie sich 
am Prinzip einer starken Nachhaltigkeit orientiert, 
so wie sie vom Sachverständigenrat für Umweltfra-
gen der Bundesregierung (SRU) beschrieben wurde. 

Demnach erfordert eine starke Nachhaltigkeit laut 
SRU, dass das Naturkapital, von dessen Nutzung alles 
Wirtschaften vital abhängt, langfristig erhalten bleibt. 
Die Inanspruchnahme der Leistungen der Natur muss 
global gerecht geregelt werden.

Die Bundesregierung hat sich in ihren Fort-
schrittsberichten zur Bundesnachhaltigkeitsstrategie 
diesem Verständnis von Nachhaltigkeit angeschlos-
sen: „Die Erhaltung der Tragfähigkeit der Erde bildet 
die absolute äußere Grenze; in diesem Rahmen ist die 
Verwirklichung der verschiedenen politischen Ziele zu 
optimieren.“

Akteure
Bei der Entwicklung und Umsetzung der Nachhaltig-
keitsstrategie NRW ist es von entscheidender 
Bedeutung, dass diese breitenwirksam handlungs-
leitend wird. Somit sollte die Strategie sowohl für 
die Regierung und die Landesverwaltung gelten, 
aber auch beschrieben werden, wie andere Akteure 
zur Zielerreichung beitragen können. 
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Als wichtige Akteursgruppen sind hier Wirtschaft, 
Wissenschaft, Zivilgesellschaft, Kommunen und 
Kreise zu benennen. Gerade Kommunen und Kreisen 
kommt bei der Umsetzung von Nachhaltigkeit eine 
zentrale Funktion zu. Sie sind es, an denen für 
Bürgerinnen und Bürger Nachhaltigkeit erfahrbar 
und erlebbar wird. Kommunen und ihr Angebot an 
öffentlichen Gütern und Dienstleistungen sind zu 
stärken, damit nachhaltige Entwicklung gelingt. 
Des Weiteren sollten Kommunen und Kreise in die 
Lage versetzt werden z. B. mit Agendabüros und 
einer Vernetzung untereinander (Know-How Transfer) 
den Landesnachhaltigkeitsprozess zu unterstützen 
und lokal umzusetzen.

Inhalte
Der Dialog im Fachforum Nachhaltigkeit hat erneut 
aufgezeigt, dass die Herausforderungen der Gegen-
wart und Zukunft in zahlreichen Fragestellungen 
nicht mehr durch sektorale Lösungsansätze zu 
bewältigen sind. So erfordern der Klimawandel und 
die hiermit verbundene Energiewende, der demo-
grafi sche Wandel, Wirtschafts- und Finanzkrisen, der 

Erhalt der Biodiversität, der Flächenverbrauch, die 
ungleiche Verteilung von Vermögen und Einkommen 
und auch die weltweite Verantwortung seitens des 
Landes NRW neue integrative Lösungsansätze. 

Dabei ist auch eine zusammenführende 
gesellschaftliche Diskussion in NRW um Wohlstand 
und Lebensqualität zu initiieren. Ausgehend von der 
Arbeit der Enquete-Kommission des Bundestages 
„Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“ sollte im 
Rahmen der Landesnachhaltigkeitsstrategie ein 
Diskussionsprozess in NRW über Wohlstand und 
Lebensqualität und die Rolle des wirtschaftlichen 
Wachstums angestoßen werden. Eine erweiterte 
Wohlstandsmessung wie etwa durch einen 
Nationalen Wohlfahrtsindex (NWI) kann diese 
Diskussion befördern.

Vor diesem Hintergrund hat das Fachforum 
Nachhaltigkeit zunächst über acht Themenbereiche 
Herausforderungen und Problemstellungen defi niert, 
auf die eine Nachhaltigkeitsstrategie in ihren Ziel-
setzungen und Maßnahmenprogrammen Antworten 
fi nden muss:
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1_ Grüne & faire Wirtschaft

Endliche Ressourcen und bestehende Umweltbe-
lastungen erfordern sowohl eine umweltgerechte 
Produktion als auch nachhaltige Produkte. Ein 
Schlüssel für nachhaltiges Wirtschaften ist 
Ressourceneffi zienz und Ressoruceneinsparung 
durch Anstoßen von Stoffkreisläufen, einer 
regionalen Wertschöpfung oder Formen der 
Suffi zienzwirtschaft. Zudem sind Unternehmens-
formen, wie etwa Genossenschaften, die eine faire 
Wirtschaft befördern, zu unterstützen. Weiterhin ist 
für eine Nachhaltige Wirtschaft eine Auseinander-
setzung mit Fragestellungen von Postwachstums-
ökonomien notwendig.

Die Einhaltung von Menschenrechten sowie 
sozialer und ökologischer Standards müssen in 
weltweiten Wertschöpfung- und Lieferketten 
gewährleistet sein. Des Weiteren müssen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer nicht nur in NRW 
sondern auch im globalen Kontext Löhne für ihre 
Arbeit erhalten, die zumindest die Grundbedürfnisse 
absichern und eine Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben ermöglichen. Mit dem TVgG wurden hierzu 
bereits wichtige Weichen gestellt.

Eine grundlegende Bedingung für solch einen 
wirtschaftlichen Transformationsprozess ist ein 
hieran ausgerichtetes Bildungs- und Qualifi zierungs-
angebot für Schülerinnen und Schüler, Studierende, 
Beschäftigte und Erwerbslose. 

Wichtig sind ferner politische Rahmenbedingun-
gen auf nationaler und internationaler Ebene, die ein 
ökologisches und soziales Wirtschaften ermöglichen, 
z. B. durch Internalisierung externer Kosten oder 
Regeln und Standards in Handelsabkommen. Hierfür 
sollte sich NRW im Bund und in der EU einsetzen.

2_ Soziales

Die Bewahrung des sozialen Zusammenhalts und die 
Ermöglichung der sozialen Teilhabe für alle 
gesellschaftlichen Gruppen sind Grundprinzipien für 
das Land NRW. Somit sollte in der Nachhaltigkeits-
strategie NRW ein Weg aufgezeigt werden, wie 
durch gezielte Aktivitäten Tendenzen einer weiteren 
sozialen Spaltung vermieden werden können. 
Teilhabegerechtigkeit bedeutet im Sinne einer 
Nachhaltigen Entwicklung, dass keine Bildungs-
barrieren bestehen und Kinder und Jugendliche mit 
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Migrationshintergrund oder aus bildungsfernen 
Milieus gleichwertige Ausbildungs- und Aufstiegs-
chancen erhalten, insbesondere auch in der 
Hochschulausbildung. 

Beschäftigte müssen einen gerechten Lohn 
erhalten, der eine soziale Teilhabe ermöglicht. Flexible 
Arbeitszeitmodelle sollen die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sicherstellen. Eine gleichberechtig-
te Mitwirkung von Frauen in der Gesellschaft ist 
grundlegend. 

Eine stetig älter werdende Gesellschaft ist mit 
Chancen und Risiken für eine Nachhaltige Entwick-
lung verbunden. Älteren muss es ermöglicht werden 
ihr Erfahrungswissen in Wirtschaft und Gesellschaft 
einzubringen. Des Weiteren muss eine qualifi zierte 
Pfl ege und gute Gesundheitsversorgung gesichert 
werden. Ferner gilt es, durch gezielte Maßnahmen 
des Städtebaus in den Quartieren wieder lebenswerte 
Orte der Kommunikation zu schaffen, die über 
innovative Wohnprojekte Generationen miteinander 
verbinden können.

3_ Klimaschutz 
 und Klimaanpassung

Der 5. Sachstandsbericht des Intergovernmental 
Panel on Climate Change (IPCC), der im September 
2013 veröffentlicht wurde, legt nahe, dass Klima-
schutz und die Anpassung an den Klimawandel 
zentrale politische Herausforderungen unseres 
Jahrhunderts sind. Die Bundesregierung hat die 
Energiewende beschlossen und will bis Ende 2050 
die THG-Emissionen um 80% reduzieren. Umso 
begrüßenswerter ist es, dass sich Nordrhein-Westfa-
len als Energieland Nr. 1 in Deutschland mit der 
Verabschiedung des Klimaschutzgesetzes und der 
partizipativen Entwicklung eines Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsplans diesen Problemstellungen 
annimmt. Die gesetzten Ziele zur Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen um 25% bis 2020 und um 
80% bis 2050 sind nur zu erreichen, wenn es durch 
konsequentes Handeln aller Akteure gelingt, den 
Ausbau der Erneuerbaren Energien zu forcieren, 
Effi zienzsteigerungen zu erreichen, Energie 
einzusparen und aus der auf fossilen Brennstoffen 
beruhenden Energiewirtschaft langfristig aus-
zusteigen. Für Verbraucherinnen und Verbraucher, 
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Wirtschaft und Industrie, Kommunen und Kreise 
bedarf es hierbei einer Unterstützung, um diesen 
neuen Strukturwandel in der Übergangsphase zu 
begleiten und ökonomische und soziale Verwerfun-
gen zu vermeiden.

4_ Mobilität

Einer der zentralen Sektoren zur Erreichung der 
Klimaschutzziele des Landes ist die Mobilität. 
Insofern muss die Landesnachhaltigkeitsstrategie in 
ihren Zielsetzungen und Maßnahmen dazu beitragen, 
dass es in diesem Bereich zu Effi zienzsteigerungen 
und Verkehrsverlagerungen hin zu klimafreund-
lichen Verkehrsmitteln kommt. Bei Infrastruktur-
planungen muss dem Umweltverbund gegenüber 
dem motorisierten Individualverkehr ein Vorrang 
eingeräumt werden, um eine fünfzig- bis hundert-
prozentige Steigerung der Verkehrsleistung im ÖPNV 
zu erreichen, wie es die ÖPNV-Zukunftskommission 
in ihrem Bericht vorschlägt. Gleichzeitig müssen die 
Mobilitätsbedürfnisse aller Zielgruppen befriedigt 
werden. Hierzu sollen verschiedene Mobilitäts-
konzepte wie Carsharing oder Fahrgemeinschaften 

sinnvoll miteinander und mit dem ÖPNV kombiniert 
werden. Intelligente Logistik- und Güterverkehrskon-
zepte, landesweite Mobilitätskarten, die den Umstieg 
zwischen den Verkehrsträgern des Umweltverbunds 
erleichtern, betriebliche Mobilitätsmanagement-
systeme oder auch der Ausbau von tragfähigen 
urbanen Fahrradverkehrsnetzen können einen 
weiteren Beitrag zur nachhaltigen Mobilität leisten.

5_ Biodiversität

Die Umweltberichterstattung des Landes NRW, die 
Rote Liste der gefährdeten Pfl anzen und Tiere oder 
auch der Waldzustandsbericht zeigen auf, dass die 
nationalen und internationalen Zielsetzungen zum 
Erhalt der Biodiversität in NRW bisher nicht erreicht 
wurden. Dieser Herausforderung ist sich das Land 
NRW bewusst und entwickelt derzeit eine Bio-
diversitätsstrategie. Als Teil der Nachhaltigkeitsstra-
tegie muss hierbei u.a. aufgezeigt werden, wie die 
Gefährdungen für die biologische Vielfalt reduziert, 
Ökosysteme stabilisiert, Lebensräume renaturiert oder 
auch die Belange und Werte der biologischen Viel -
falt insbesondere in Planungsprozessen stärker 
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einbezogen werden können. Insbesondere gilt es, 
Antworten auf bestehende Nutzungskonfl ikte beim 
Ausbau der Erneuerbaren Energien, dem Erholungs-
tourismus und der Produktion landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse zu fi nden. Weiterhin müssen konkurrie-
rende Nachhaltigkeitsziele, wie etwa eine aus Sicht 
der Klimaanpassung und Biodiversität positive 
urbane Grünfl ächenentwicklung, mit der aus 
Flächensparzielen zu forcierende Innenentwicklung, 
sinnvoll abgewogen werden. Ferner sollte die 
Strategie aufzeigen, wie über eine Stärkung des 
ökologischen Landbaus ein Beitrag zur Erreichung 
der Biodiversitätsziele erreicht werden kann.

6_ Fläche 

Für die Sicherung einer nachhaltigen Entwicklung ist 
ein schonender Umgang mit der Ressource Fläche 
von großer Bedeutung. Die Landesregierung NRW hat 
sich durch ihren Koalitionsvertrag dazu bekannt, die 
tägliche Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- und 
Verkehrszwecke von heute etwa 10 ha auf 5 ha bis 
zum Jahr 2020 zu begrenzen und langfristig einen 
Netto-Null-Verbrauch anzustreben. In der Nachhal-

tigkeitsstrategie sind hierzu die zentralen Eckpunkte 
einer fl ächensparsamen Flächenpolitik darzulegen. 
Dabei gilt es vor allem die Städte und Gemeinden als 
Träger der kommunalen Planungshoheit in der 
Reduktion der Flächeninanspruchnahme zu 
unterstützen. Hierzu sollten landes- und regionalpla-
nerische Ansätze zu einem verbesserten Flächenmo-
nitoring, zur Förderung der Wiedernutzung von 
Flächen (z.B. Flächenpool NRW und Grundstücksfond 
NRW) sowie zur Qualifi zierung des Siedlungsbestan-
des weiterentwickelt und ausgebaut werden. 
Kommunale und interkommunale Ansätze wie 
Flächenmanagement- und Zertifi zierungssysteme 
oder Planungstools zur Folgekostenberechnung, die 
eine Konkretisierung und dauerhafte Implementie-
rung von Zielsetzungen zum schonenden Umgang 
mit Flächen in lokalen Planungsprozessen er-
möglichen, müssen nachdrücklich gefordert und 
unterstützt werden.

7_ Eine Welt 

Es ist eine Frage der globalen Gerechtigkeit, dass 
Nordrhein-Westfalen als einer der wirtschafts-
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stärksten Standorte Europas seiner globalen 
Verantwortung gerecht wird. Mit der Entwicklung 
der Eine-Welt-Strategie, der Verabschiedung des 
Tariftreue- und Vergabegesetzes (TVgG), dem 
Eine-Welt-Promotoren- und Koordinatorenprogramm 
und der Unterstützung zahlreicher Akteure durch die 
Stiftung Umwelt und Entwicklung sind in NRW erste 
Ansätze einer systematischen und zielführenden 
Entwicklung initiiert worden. Diese Ansätze gilt es 
durch die Nachhaltigkeitsstrategie weiterzuent-
wickeln und Zielsetzungen zu formulieren, welche die 
Eine-Welt-Politik als Querschnittsaufgabe der 
Landespolitik unterstützt, zu einer weiteren Stärkung 
des Eine-Welt-Engagements des Landes und der 
Kommunen (z.B. durch kommunale Entwicklungszu-
sammenarbeit oder Partnerschaften) führen, eine 
verstärkte Einbindung von Migrantinnen und 
Migranten unterstützt, das zivilgesellschaftliche 
Engagement fördert und eine Auseinandersetzung 
zur globalen Gerechtigkeit im Bildungsbereich 
verankert. Zielsetzung sollte es weiterhin sein, dass 
sich NRW auf nationaler und internationaler Ebene 
für weltweite Gerechtigkeit einsetzt und sich zur 
Entwicklung und Umsetzung der Post 2015 Agenda/ 
Sustainable Development Goals positioniert.

8_ Bildung für 
 nachhaltige Entwicklung 

Bildung für Nachhaltige Entwicklung ist ein 
Grundbaustein für die Umsetzung der in der 
Nachhaltigkeitsstrategie formulierten Zielsetzungen. 
Über alle Altersstufen hinweg – Kinder, Jugendliche, 
Erwachsene, Seniorinnen und Senioren – gilt es, 
Kernkompetenzen für eine Nachhaltige Entwicklung 
zu vermitteln und somit zu einem Verständnis von 
unumgänglichen Transformationsprozessen 
beizutragen. Durch die aktuelle Entwicklung einer 
BNE-Strategie und der langjährigen Unterstützung 
der UN-Dekade Bildung für Nachhaltige Entwicklung 
durch die Natur- und Umweltschutz-Akademie NRW 
sowie durch weitere zahlreiche Projekte und 
Kampagnen sind in NRW Ansatzpunkte für systema-
tische und zielführende Veränderungen im Bildungs-
bereich vorhanden. So sollte durch die Nachhaltig-
keitsstrategie ein Weg aufgezeigt werden, wie über 
eine Aus- und Weiterbildung von Lehrenden 
systematisch eine Qualifi zierung zu Zukunftsfragen 
vollzogen werden kann, Nachhaltigkeit als Quer-
schnittsthema Eingang in Lehrpläne aller Schul-, 
Hochschul- und Weiterbildungseinrichtungen fi ndet 
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und Schülerinnen und Schüler altersgerecht, 
zielgruppenspezifi sch und integrativ mit Fragen der 
sozialen, ökologischen und ökonomischen Nachhal-
tigkeit befasst werden. Weiterhin gilt es, erprobte 
Kampagnen und Projekte der schulischen und 
außerschulischen Bildung und deren Trägerinnen und 
Träger bei der Angebotserweiterung zu fördern.

Strukturen
Mit der Aussage des Koalitionsvertrages von 2012 ist 
Nachhaltigkeit ein übergeordnetes Leitprinzip der 
Landesregierung. Dieser hervorgehobene Stellenwert 
sollte sich demnach auch in der strukturellen 
Verankerung bei der Erstellung und Umsetzung der 
Nachhaltigkeitsstrategie widerspiegeln. So wird 
empfohlen, dass die Federführung für die Nachhal-
tigkeitsstrategie durch die Ministerpräsidentin und 
die Staatskanzlei unter operativer Geschäftsführung 
durch das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur und Verbraucherschutz 
erfolgen sollte. Zur internen und kontinuierlichen 
Begleitung und Abstimmung der Zielentwicklung 

wird die Bildung einer interministeriellen Arbeits-
gruppe (IMAG) vorgeschlagen. Auf politischer Ebene 
wird die Einsetzung eines parlamentarischen Beirats 
Nachhaltigkeit begrüßt, der die Strategieentwick-
lung- und Umsetzung begleitet und zu einem 
späteren Zeitpunkt, vergleichbar mit dem PBNE 
(Parlamentarischer Beirat Nachhaltige Entwicklung) 
im Bund, Aufgaben in der Gesetzesfolgenabschät-
zung übernehmen kann. Zur Koordination der 
inhaltlichen Fragestellungen und Entwicklung der 
Strategie wird vorgeschlagen, einen Nachhaltigkeits-
beirat einzuberufen, der als Fachgremium die 
Expertise von Wissenschaft, Wirtschaft, Zivilgesell-
schaft, Politik und Verwaltung in den Prozess 
einbringen kann. Hierbei ist auf eine gleichberechtig-
te Vertretung von Frauen zu achten. Ergänzt werden 
sollte dieser Nachhaltigkeitsbeirat um einen 
Jugendbeirat, der die spezielle Sichtweise der 
jüngeren Bevölkerung (Schülerinnen und Schüler, 
Studierende, Auszubildende) einzubringen vermag. 
Insbesondere zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsstra-
tegie wird eine institutionelle Schnittstelle zwischen 
Land, Kommunen, Wirtschaft und Zivilgesellschaft 
vorgeschlagen, die eine vertikale und horizontale 
Integration der Nachhaltigkeitsziele absichert. 
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In Konfl iktfeldern sollten mit den Akteuren Dialog-
prozesse durchgeführt werden, um vorhandene 
Blockaden zu lösen und die Identifi kation mit der 
Strategie zu erhöhen.

Anforderungen 
an den Prozess

 Der Prozess zur Entwicklung der Landesnachhaltig-
keitsstrategie sollte durch quantitative und qualita-
tive Zielformulierungen verbindlich sein.

 In allen Konsultationsphasen und Partizipations-
prozessen zur Zielformulierung ist eine strikte 
Überparteilichkeit zu gewährleisten. Damit soll 
sichergestellt werden, dass künftige Landes-
regierungen hinsichtlich der Strategie Kontinuität 
bewahren.

 Von der Landesregierung muss gewährleistet 
werden, dass die Entwicklung und Umsetzung der 
Nachhaltigkeitsstrategie dauerhaft durch 
Ressourcen, einer Fortschreibung der Strategie 
und einem transparenten Monitoringprozess 

abge sichert wird. Hierbei müssen sich Maßnahmen 
und Projekte der Nachhaltigkeitsstrategie klar 
an den formulierten Zielsetzungen orientieren und 
einen realistischen Beitrag zur Zielerreichung 
ermöglichen. 

 Zur Evaluation der Leitziele der Strategie ist in 
regelmäßigen Zeitabständen von der Landes-
regierung ein Nachhaltigkeitsbericht zu erstellen, 
der über Indikatoren ihren Fortschritt und Ziel-
ab weichungen transparent aufzeigt. 

 Der Nachhaltigkeitsbericht sollte eine Vergleich-
barkeit mit Berichten anderer Bundesländer und 
des Bundes ermöglichen. 

 Weiterhin wird empfohlen, dass die Nachhaltig-
keitsstrategie des Landes NRW durch einen Peer 
Review von Wissenschaftlern und zivilgesell-
schaftlichen Akteuren begutachtet wird.
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